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Hellmut Kalbitzer, MdB., Hamburg

W u t s d i a f t s k o n f e c e m  s t a t t  t u t o p a t a t ?

Ein D elegierter des Europarates berichtet von der Tagung des W irtsdiafls- 
ausschusses des Europarats Ende Ju li unter Vorsitz von P aul Reynaud.

Ü ber den Erfolg oder Mißerfolg internationaler In­
stitutionen und Konferenzen entsdieidet der 

Realismus der Zielsetzimg und der Tagesordnung eben­
so wie der gute W ille der Teilnehmer. Der Europarat 
in Straßburg wälzt seit seinem Bestehen Projekte, 
deren Realisierung Europa aus seinen knarrenden 
Angeln heben müßte. Aber in keinem der wirtschafts­
politischen Tagesordnungspunkte kann der Europarat 
die Initiative ergreifen, wo sie nicht bereits von 
anderen internationalen Konferenzen und Institutio­
nen ergriffen worden wäre.

T ransportbehörde
Der Vorschlag einer „europäischen Transportbehörde“ 
fand bei den Delegierten keine Gegenliebe, weil er 
als Pendant zum Schuman-Plan einer „Hohen Trans­
portbehörde' Vollmachten der Transportlenkung über­
trägt, ohne vorher und im einzelnen festzulegen, 
welche Politik eine solche Behörde zu betreiben hätte. 
Uber die zu ergreifenden praktischen Maßnahmen der 
Verkehrslenkung herrschten keine klaren V orstellun­
gen, deshalb lehnten insbesondere die V ertreter der­
jenigen Länder ab, die wie England und Skandinavien 
auch dem Schuman-Plan keine Blankounterschrift ge­
geben haben.
Eine Ersatzlösung sah vor, eine europäische Straßen­
verkehrskonferenz einzuberafen. A ber die Initiative 
hierzu w ar längst vorher von der ECE. ergriffen wc)r- 
den. So einigte sich die M ehrheit darauf, die Gründung 
eines Europäischen Transportinstituts vorzuschlagen. 
Selbst bei diesem bescheidenen Vorschlag schloß man 
die Diskussion über die europäische Seehäfen-Kon- 
kurrenz aus, weil sie zuviel Sprengstoff enthält. 
A ndererseits ignoriert man durch diesen Vorschlag die 
Tatsache, daß bei der Eisenbahn und für den Haupt- 
binnensdiiffahrtsweg Rhein bereits seit dem vorigen 
Jahrhundert gut funktionierende internationale V er­
träge und laufende Konferenzen bestehen und die 
ECE. die Verkehrsproblem e seit Jahren bearbeitet.

Zoll- u n d  W ä h ru n g su n io n
Noch unrealistischer w ar der Vorschlag einer „euro­
päischen Zoll- und W ährungsunion“, einem Schuman- 
Plan für den Handel. Denn seit Jahren sind durch die 
beteiligten Regierungen mit Unterstützung der OEEC. 
■Verträge über die Liberalisierung des Handels und 
eine „Europäische Zahlungsunion“ (EZU) geschlossen 
worden. Allerdings funktioniert dieses System wegen 
der ungleichen W irtschaftskraft der angeschlossenen 
Länder nur mangelhaft, wie der deutsche Liberalisie- 
rungsstop zeigt. Besonders England und Frankreich 
üben durch ihre rohstoffreichen Uberseegebiete einen 
starken Importdruck auf Europa aus, ohne aus­
reichende Möglichkeiten zur Lieferung entsprechender 
Fertigwaren in diese Gebiete zu geben.

Auch die Zollverhandlungen in Torcjuay erfüllten nicht 
alle Hoffnungen; besonders Skandinavien und Benelux 
mit ihren niedrigen Zollsätzen erhofften massive Zoll­
senkungen der Hochschutzzolländer, besonders Eng­
lands und Frankreichs. Dagegen bevorzugten aber 
Frankreich m ehr durch Verwaltungsmaßnahmen, Eng­
land durch sein Zollsystem ihre überseeischen Gebiete.

Diese ungenügenden Zollvereinbarungen haben die 
europäischen Teilnehm erländer der Torquay-Konferenz 
veranlaßt, eine europäische Zollkonferenz vorzuberei­
ten, um zu versuchen, untereinander w eitere Zoll­
begünstigungen zu erreichen.
Diese Regierungskonferenzen sind zw ar voller 
Schwächen — eine Folge des nationalen Egoismus der 
souveränen europäischen S taaten —, aber sie stecken 
die Grenzen der heutigen Bereitschaft zur Zusammen­
arbeit ab. Nicht durch Pläneschmieden, sondern durch 
Ausweitung der vorhandenen Verständigungsmöglich­
keiten sind Fortschritte zu erzielen.

V ollbeschä ftigung
Als , dritten Punkt hatte  der Ausschuß das Problem 
einer „europäischen Vollbeschäftigungspolitik“ auf 
seiner Tagesordnung. Diesem Prinzip wurde mit auf­
fallender Einmütigkeit vom Plenum des Europarats zu­
gestimmt, Hur ein halbes Dutzend italienischer Libe­
raler stimmten konsequent dagegen. A ber man hat 
hierüber bisher nur unverbindliche Sprüche gewech­
selt, denn eine solche gemeinsame W irtschaftspolitik 
setzt natürlich voraus, daß man alle anderen strittigen 
Maßnahmen bereits aufeinander abgestimmt hat. Schon 
1949 hat die UNO. ein Vollbeschäftigungsprogramm 
für die ganze W elt vorgelegt, ohne die einzelnen 
Länder zu dieser Politik zwingen zu können, ü b e r  die 
Annahme der Grundsätze dieses Programms ist auch 
der Europarat nicht hinausgekommen. W eder bei uns 
noch in Italien ist W irksam es gegen die M assenarbeits­
losigkeit unternom men worden.
Die einzigen Träger internationaler V ereinbarungen
— seien sie zwei- oder m ehrseitig —  sind nach wie 
vor die nationalen Staaten. Die Versuche, V ertreter 
der nationalen Parlam ente zu einem übernationalen 
Parlam ent in  Straßburg zusammenzufassen mit der 
Aufgabe, die traditionellen internationalen Beziehun­
gen der souveränen Regierungen über Bord zu werfen 
und durch eine übernationale Regierungsinitiative des 
Europarats zu ersetzen, sind fehlgeschlagen. Denn die 
Abgeordneten der einzelnen Länder sind nicht besser
— und nicht schlechter — als ihre Regierungen. Der 
einzige W eg, auf dem bisher bescheidene Erfolge er­
zielt worden sind, ist die Zusammenarbeit der euro­
päischen Regierangen in  den Organisationen der 
OEEC., ECE. und dem GATT. Dieses Nebeneinander 
ist teilw eise eine Folge der Kriegs- und Nachkriegs-
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Politik. Der ECE. als einem Organ der UNO. gehört 
Deutsdiland n id it an, dagegen osteuropäisdie Staaten, 
die nidit zur OEEC. gehören, ö ste rre id i und die 
Sdiweiz gehören nidit zum Europaratj dem GATT, da­
gegen gehören Länder aus aller W elt an. Deshalb kann 
keine O rganisation allein die Aufgaben übernehmen.

E uropäische W irtscha ftskon ferenz

Die Zusammenarbeit muß ausgebaut und verbessert 
werden, indem die zum Teil nebeneinander laufenden 
O rganisationen unter einer einheitlldien Leitung zu 
einer europäisdien W irtsdiaftskonferenz zusammen­
gefaßt werden. A ndererseits sollte man den ein- 
gesdilagenen W eg, die Abgeordneten der nationalen 
Parlam ente in die internationalen Verhandlungen ein-

zusdialten, nidit w ieder verlassen. Denn die traditio­
nellen diplom atisdien Beziehungen und Konferenzen 
der Regierungen reidien heute nidit mehr aus, um die 
Verantwortung für die Zusammenarbeit Europas zu 
tragen. Die europäisdie W irtsdiaftskonferenz sollte 
deshalb aus einem vertragsdiließenden Aussdiuß der 
Regierungsvertreter und einem politisdien Beratungs- 
aussdiuß von Abgeordneten der Parlamente der be­
teiligten Länder bestehen.
M ehr zu fordern, ist im Augenblidi ein sdiöner Traum, 
der verhindert, das W enige durdizuführen, das sofort 
getan werden muß. W enn der Europarat diese Selbst- 
besdieidung nidit aufbringt, geht er an seiner eigenen 
überheblid ikeit zugrunde und m adit sidi zum Gespött 
der Gegner der europäisdien Zusammenarbeit.

Konkurrierende Aufgaben der Wahrungs- und Kreditpolitik
Knapphaltung des Kreditgürtels

In dem M onatsbericht der Bank 
deutscher Länder vom März 

dieses Jahres w erden die M aß­
nahm en zur selektiven Kredit­
restriktion — Einengung des Geld­
volumens um etwa 1 Mrd. DM — 
als vorübergehend bezeichnet. 
Hauptaufgabe der W ährungs- und 
Kreditpolitik in  der Gegenwart und 
der nächsten Zukunft soll nicht 
eine allgemeine K reditrestriktion 
sein, sondern die „Knapphaltung 
des Kreditgürtels" bei dem derzeit 
erreichten Umfang des Geldvolu­
mens von fast 30 Mrd. DM. Un­
beschadet aller Anforderungen, die 
an das Geld- und Kreditsystem ge­
stellt werden, soll die DM eine 
harte W ähnm g bleiben. N icht ein 
schwacher bzw. absinkender DM- 
Kurs soll zu erhöhten Exporten 
anreizen, sondern exportgünstige, 
streng kalkulierte Preise bei fester 
internationaler DM - Relation zu 
anderen W ährungen sollen export­
fördernd wirken. Für eine W irt­
schaft, die w ie die westdeutsche, 
hart an den Engpaßzonen und zum 
Teil schon innerhalb der Engpaß­
zone produziert, die sehr, import- 
abhängig ist und für ihre Importe 
überhöhte W eltm arktpreise bezah­
len muß, heißt das nichts anderes, 
als daß im Außenhandel die Aus­
tauschbedingungen ungünstig blei­
ben und sich un ter Umständen so­
gar noch zu verschlechtern drohen. 
Die Im portverteuerungen und die 
Kostenerhöhungen infolge des 
Produzierens an bzw. in der Eng­
paßzone müssen durch Reallohn­
senkungen ausgeglichen werden.

wobei der knappe Kreditgürtel 
alle Tendenzen ersticken soll, die 
darauf hinauslaufen, die Reallohn­
verschlechterungen durch Lohn­
erhöhungen auszugleichen und die 
steigenden Lohnkosten w ieder mit 
Preiserhöhungen zu kompensieren.

Voraussetzung, daß eine solche 
Politik des knappen Kreditgürtels 
getrieben w erden kann, ist, daß 
die allgemeine Linie der N oten­
bankpolitik nicht durch Sonder­
aktionen gestört wird. Eine w eit­
herzigere Behandlung d er Kredit­
wünsche bei der Außenhandels­
finanzierung wird in keinem Falle 
zu verm eiden sein. Es ist aber da­
m it . zu rechnen, daß auch die 
Kreditwünsche der W irtschaft 
dringlicher werden, und solche 
Tendenzen können durch die kom­
menden erhöhten Steuerbelastun­
gen noch verstärk t werden. Vor 
allem aber w erden bereits heute 
umfangreiche zusätzliche Ansprüche 
auf Vorfinanzierung von Investi­
tionsaufgaben angemeldet, An­
sprüche auf Grund der Nach­
holungsinvestitionen in  den Grund­
stoffindustrien und auf Grund der 
„mandatorischen Aufträge der Be­
satzungsmächte".

Da die Investitionsquote heute 
bereits einen Höhepunkt erreicht 
hat, ist kaum damit zu rechnen, 
daß die durch die gegenwärtige 
Periode der Hochbeschäftigung er­
forderlichen N euinvestitionen der 
Grundstoffindustrien durch zusätz­
liche Investitionen aufgebaut w er­
den können. Es muß vielm ehr eine 
Umlagerung von Investitionen an­

gestrebt werden. Die verarbeiten­
den und konsumnahen W irtschafts­
zweige sollen deshalb in  W est­
deutschland N euinvestitionen und 
darüber hinaus eventuell sogar Er­
satzinvestitionen einschränken. Die 
so frei werdenden Investitionsmittel 
aber sollen in die Grundstoffindu­
strien umgelagert werden.

Das sollte ursprünglich durch 
den Abs-Plan und dann durch 
den W uppertalplan geschehen. Es 
soll heute das Ergebnis der im 
Entstehen begriffenen Gemein­
schaftsaktion der westdeutschen 
W irtschaft sein. Der sogenannte 
Gemeinschaftsausschuß der W irt­
schaft hat dazu den Aufbringungs­
plan für die GrundindustriemilÜ- 
arde ausgearbeitet (Investitions­
umlageplan). Im Zusammenhang - 
m it dieser Planung wird eine w eit­
gehende Vorfinanzierung der N ach­
holungsinvestitionen in den Grund­
stoffindustrien gefordert, eine Vor­
finanzierung durch die Kreditban­
ken m it entsprechenden Rückgriff­
möglichkeiten auf die Zentralbank; 
denn die originären Investitions­
mittel werden natürlich nicht so­
fort bei Planbeginn im ganzen an­
fallen, sondern sie werden erst 
nach und nach zur Verfügung 
stehen.

Nun ist gewiß: Der verstärkte 
Investitionsbedarf der Grundstoff­
industrien für Nachholungsinvesti­
tionen imd der Besatzungsmächte 
für verstärkte „mandatorische Auf- 
träge" kann bei der derzeitigen 
Produktions- und Versorgungslage 
der deutschen Industrie kein zu­
sätzlicher Investitionsbedarf sein.
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